0. Zum Entwurf der revidierten Bestattungsagende

Im Rahmen des Auftrags zur Erneuerung der Agende hat der Liturgische Ausschuss der EKU den vorliegenden Entwurf einer revidierten Bestattungsagende erarbeitet ( Sommer 1998 bis Anfang 2000: Erstentwurf einer rheinisch-westfälischen Arbeitsgruppe ( abschließende Beratung im März 2001 ( Stellungnahmeverfahren von April bis Februar 2003 ( Beschlussfassung für Tagung der EKU-Synode 2004. Der Entwurf zur Bestattungsagende ist in Aufbau und Form dem 1999 eingeführten Ev. Gottesdienstbuch sowie dem 2000 erschienenen Taufbuch angeglichen.

1. Theologische Grundlagen

Bestattung ist Ausdruck der Liebe und Achtung gegenüber dem/r Verstorbenen und erinnert zugleich alle im Sinne von Ps 90 an ihre eigene Vergänglichkeit. Im Mittelpunkt des Gottesdienstes steht das Evangelium von JC. Durch ihn sind wir gerufen zum Glauben an Gott, der JC auferweckt hat von den Toten (vgl. 1Petr 1,21). Im Evgl hören wir die Zusage JC (Joh 11,25 ) und hoffen darauf, im Leben wie im Sterben in Gottes Hand zu sein (Röm 14,9).

 So erfahren wir im Sterben nicht nur die eigene Endlichkeit, sondern sind eingegliedert in die Vergänglichkeit der gesamten Schöpfung (Röm 8,20), begegnen unserem eigenen Sündersein („Der Tod ist der Sünde Sold“) und erinnern uns an die Bedeutung der Taufe im Mitsterben und –auferstehen JC (Röm 6). Im Glauben an JC wird unser Menschsein unter die Führung dessen gestellt, der für uns Mensch geworden ist, der uns den Gott der Lebenden und nicht der Toten (Mt 22,32) nahegebracht hat.

In Wort und Sakrament habe die Glaubenden Gemeinschaft mit JC; diese Gemeinschaft wird auch durch den Tod nicht aufgehoben (Röm 8,38f).

2. Die gottesdienstliche Feier zur Bestattung

In einer vom Christentum geprägten Gesellschaft gehörte eine durch Bibel und Liturgie geprägte Feier zum verständlichen und angemessenen Allgemeingut der Menschen. Die fortschreitende Säkularisierung stellt neue Anforderungen an die Gestaltung der kirchlichen Bestattungsfeier, um die Botschaft des Evgls angesichts von Tod und Trauer unverkürzt laut werden zu lassen, um Fernstehende und kirchlich Ungeprägte einzuladen, sich auf das Miterleben einzulassen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass Tod und Trauer in unserer Gesellschaft zunehmend tabuisiert werden, dies ist vor allem in der seelsorglichen Begleitung zu beachten und ggfls. Anzusprechen. In der gottesdienstlichen Gestaltung ist vor allem auf eine übersichtliche Struktur, situationsgerechte Auswahl von Texten, Ritualformen, Liedern und Gebeten zu achten wie auch auf eine angemessene Beteiligung der Gemeinde und die Ausdruckskraft von Zeichenhandlungen

3. Die liturgische Gestalt

Die kirchliche Begleitung im Sterbefall erstreckt sich neben den seelsorglichen Begegnungen auf private und öffentliche gottesdienstliche Handlungen. Dies sind Stationen auf dem letzten Weg eines Menschen wie auf dem Trauerweg der Angehörigen. Hierzu zählen Andachten am Sterbebett und nach Eintritt des Todes, öffentliche Gottesdienste zur Trauerbegleitung und Bestattung sowie Andachten zum Totengedenken.

Die aus Anlass eines Todesfalles stattfindenden Gottesdienste wenden sich an die Versammlung der Trauernden und bieten ein Ritual an einem lebensgeschichtlichen Übergang. Sie bestehen aus einem wortgeprägten Teil (Wort-Godi) und einem handlungsgeprägten Teil (Grablegung), die durch den Weg zum bzw. vom Grab miteinander verbunden sind. Im Laufe der Zeit haben sich vier Formen herausgebildet:

· Form I

Wortgottesdienst in der Kapelle/Kirche – Weg zum Grab – 

Bestattung (gegenwärtig meist vollzogene Form der Erdbestattung)

· Form II
Bestattung – Weg zur Kapelle/Kirche – Wortgottesdienst (meist in 


ländlichen Gebieten üblich)

· Form III
Wortgottesdienst in Kapelle/Kirche – in zeitl. Abstand: Urnenbestat-




tung (oft in städtischen Gebieten: beide Teile häufig als selbständige 




Feiern gestaltet)

· Form IV
Wortgottesdienst ohne folgende Bestattung (Vermisste, Übergabe 

an die Anatomie; Form als Gedenk- oder Abschiedsgottesdienst, bei dem die eingesargte Leiche nicht vorhanden ist)

Der Wortgottesdienstteil des Bestattungsgottesdienstes widersetzt sich einer Stereotypisierung und muss individuell in Text-, Predigt-, Lied- und Gebetsauswahl der Trauersituation angepasst sein. Im zweiten Teil, der Grablegung, muss dagegen in bündiger Form die Hoffnung der Christen zur Sprache kommen, die wir aufgrund des bibl. Zeugnisses angesichts des Todes haben können.

Der Bestattungsakt wird mit dem Bestattungswort eröffnet, benennt in Anlehnung an die Taufe den Namen des/r Verstorbenen und vollzieht mit der Zeichenhandlung des dreimaligen Erdwurfs die Grablegung. Das Bestattungswort vertraut den / die Verstorbene der Hand Gottes als Schöpfer und Vollender an. Der trinitarische Abschiedssegen über dem / der Verstorbenen kann mit dem Kreuzzeichen verbunden werden. Der Bestattungsakt schließt mit einem ntl. Auferstehungswort, das die Zugehörigkeit der / des Verstorbenen zu Christus und die Teilhabe an Tod und Auferstehung bezeugt und an die gemeinsame Hoffnung der Christen erinnert.

Falls keine Bestattung auf den Gottesdienst folgt, steht die „Kommendatio“ (Anvertrauung) im Schlussteil des Gottesdienstes. Hier wird der / die Verstorbene ohne begleitende Handlung der Macht und Gnade JC anbefohlen. So ist die Kommendatio -wie das Geschehen bei der Grablegung- ein Abschiedsakt, der die Trennung und Ablösung von der / dem Verstorbenen ohne begleitende Zeichenhandlung vollzieht.

Die Predigt soll das Evgl auf die besondere Situation von Tod und Trauer beziehen, die Lebensgeschichte der / des Verstorbenen homiletisch zur Geltung bringen und zugleich die Situation der Angehörigen wie der Gemeinde zur Sprache bringen. Sie gibt der Trauer Worte und schenkt tröstende Perspektiven für das weitere Leben in einer veränderten Situation. Sie bezieht sich auf biblische Texte, die mit dem Leben oder Sterben des / der Verstorbenen in Beziehung stehen. Wichtig ist, gerade in säkularer Gemeinschaft, den Inhalt der Worte zu versprachlichen oder in Bilder umzusetzen, um keine Verständnisschwierigkeiten aufkommen zu lassen.

Gebete, gerade Psalmen, waren und sind ein prägender Bestandteil der christlichen Bestattungsfeier, indem sie die Situation der Trauergemeinde in Worte fassen: Klage,- Vertrauens- und Dankpsalmen laden ein, sich in die bewährten geistlichen Erfahrungen einzufühlen.

Tritt an die Stelle des Psalms ein Eingangsgebet, muss dieses abholende Funktion haben. Abschließende Gebete haben zwei Bezugspunkte: die Trauernden und Gott, auf den sich unsere Hoffnung richtet.

Aufgabe der Lieder im Trauergottesdienstes soll sein, im Glauben auch angesichts des Todes Hoffnung, Lob und Dank ebenso wie Klage vor Gott zu bringen. In heutiger Zeit steht auch die Verbundenheit des/r Verstorbenen mit bestimmten säkularen Liedern im Mittelpunkt. Hier ist jeweils die Situationsangemessenheit zu prüfen.

4. EKU-Bestattungsagende. Verlaufsform I (In der Kirche / Friedhofskapelle)

TRAUERGOTTESDIENST

GLOCKENGELÄUT

MUSIK

LITURGISCHER GRUSS / TRINITARISCHES VOTUM

BEGRÜSSUNG UND EINSTIMMUNG

BIBLISCHES VOTUM

LIED

PSALM UND / ODER EINGANGSGEBET

LESUNG

GLAUBENSBEKENNTNIS

LIED

PREDIGT

LIED / MUSIK / STILLE

PERSÖNLICHES GEDENKEN

GEBET MIT FÜRBITTE

GELEITWORT

MUSIK/ GLOCKENGELÄUT

WEG ZUM GRAB

AM GRAB

MUSIK

BESTATTUNG


HINABLASSEN DES SARGES


BESTATTUNGSSWORT

ABSCHIEDNEHMEN (MIT KREUZZEICHEN)


AUFERSTEHUNGSWORT

LIED

VATERUNSER

SEGEN

MITTEILUNGEN/ NACHRUFE

ABSCHIEDNEHMEN

5. Aspekte, die noch jeder für sich bedenken kann:

· Muss die Auferweckung des Gekreuzigten Thema der Trauerrede sein? (Kunz)

· Der Pfarrer in der Spannung zwischen Ritual und Kerygma. (Josuttis)

· Rechtfertigung / Würdigung von Lebensgeschichten als Inhalt der Beerdigung (?) (Gräb)

· Die Trauerrede als Verbindung von Eschatologie und Alltag (Cornehl)

· Aktuelle Änderungen in den Bestattungsmöglichkeiten und -wünschen (Friedwald, Bestattung ohne Sarg etc.)

· Vorbereitung / Durchführung des Trauergesprächs

· Inhalt / Struktur der Trauerrede

6. …und für ganz Interessierte am Schluss noch:

Bestimmungen des Friedhofs- und Bestattungsrechts

Fragen der Bestattung berühren nicht nur den Bereich des kirchlichen Ritus, sie werden auch mitbestimmt von staatlichem Recht, welches insbesondere in die von den einzelnen Bundesländern erlassenen Bestattungsgesetze und die dazu ergangenen Durchführungsverordnungen Eingang gefunden hat. Danach besteht in Deutschland zunächst grundsätzlich ein so genannter Friedhofs- und Bestattungszwang,

das heißt, Verstorbene müssen in jedem Fall auf einem kirchlichen oder kommunalen Friedhof beigesetzt werden. Dies gilt auch für totgeborene oder verstorbene frühgeborene Kinder, wenn die Leibesfrucht mindestens 1000 Gramm wiegt. Bei einem geringeren Gewicht kann eine Bestattung erfolgen, wenn es gewünscht wird.

Gemäß § 32 Personenstandsgesetz ist der Tod eines Menschen im Standesamt des Sterbebezirks spätestens am folgenden Werktag anzuzeigen, gegebenenfalls ist auch das örtliche Gesundheitsamt zu informieren, wenn der oder die Tote an einer nach dem Bundesseuchengesetz meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gestorben ist oder ein diesbezüglicher Verdacht besteht. Der Sterbefall wird in das standesamtliche Sterberegister eingetragen. Die Leiche ist dann innerhalb von 36 Stunden in eine Leichenhalle zu überführen, außerdem muss sie von einem Arzt untersucht werden (Leichenschau). Die Beerdigung darf frühestens 48 Stunden nach Eintritt des Todes erfolgen; binnen 96 Stunden nach Eintritt des Todes

muss die Leiche entweder bestattet, in eine Leichenhalle gebracht oder – sofern sie an einen anderen Ort überführt werden soll – auf den Weg gebracht worden sein.

Die Besorgung der Leiche (Reinigung, Ankleiden, Aufbahren, Einsargen) wird in der Regel durch gewerbliche Bestattungsunternehmen durchgeführt. Dabei sind rechtliche Vorschriften in Bezug auf die gesundheitlich unbedenkliche und würdige Behandlung des Leichnams zu beachten. So sind zum Beispiel die hygienischen Vorschriften, die beim Kontakt mit dem Leichnam einzuhalten sind, gesetzlich näher geregelt, wie auch die Beschaffenheit des vorgeschriebenen Holz- oder Metallsarges, ohne den kein Leichnam zur Beerdigung transportiert werden darf, und die Leichenbeförderung, die in der Regel nur in speziell dafür eingerichteten Leichenwagen zu erfolgen hat. Für alle Einzelheiten können sich nach den einschlägigen Landesgesetzen Unterschiede ergeben.

Die Bestimmungen der Gesetze und Verordnungen im Friedhofs- und Bestattungsrecht zeigen ein doppeltes Bild vom toten Menschen: Als verstorbenem Menschen werden dem Toten bestimmte Rechte zugebilligt, der konkrete Leichnam hingegen fällt in gewisser Hinsicht auch unter das Sachenrecht.

Mit dem Tod hört der Mensch auf, eine eigene Rechtspersönlichkeit zu sein, er genießt aber noch bestimmte Arten von Persönlichkeitsschutz. Die Persönlichkeitsrechte der verstorbenen Person werden gewahrt durch ihr Testament und andere gesetzliche Regelungen, die einem würdelosen Umgang mit dem Leichnam entgegenstehen. 

Andere Bestimmungen behandeln, zumal unter seuchenpolizeilichen Aspekten, den Leichnam eher als Sache und potentielles Gefahrengut, das im Sinne der öffentlichen Verantwortung sicher und geregelt zu entsorgen ist.

Die Ausgestaltung der Modalitäten der Beerdigung ist im wesentlichen den beteiligten Privatpersonen – vor allem den Angehörigen, die ein so genanntes Totenfürsorge- oder auch Bestimmungsrecht haben – und kirchlichen Institutionen kraft ihres kirchlichen Selbstbestimmungsrechts überlassen. Häufig werden die Angehörigen ein gewerbliches Bestattungsunternehmen damit beauftragen, die erforderlichen Schritte zur Vorbereitung der Beerdigung einzuleiten. Das Bestattungsunternehmen kümmert sich dann oft auch um die Ausgestaltung der Beerdigungsfeierlichkeiten, es stellt den Kontakt zum Friedhof her, sorgt dort für einen Beerdigungstermin usw. Eine Einflussnahme der Angehörigen, insbesondere eben auch im Hinblick

auf die Beteiligung von kirchlichen Institutionen, muss dabei aber immer möglich bleiben, unter Umständen muss der Einfluss allerdings verstärkt geltend gemacht werden.

Soweit die örtlichen Gegebenheiten dies zulassen und keine sonstigen Bedenken bestehen, kann die Trauerfeier in Gegenwart des Sarges auch in einer geeigneten Kirche oder im Sterbehaus abgehalten werden. Ein Benutzungszwang für Friedhofskapellen/ Trauerhallen oder von gewerblichen Bestattungsunternehmen vorgehaltene Feierhallen lässt sich rechtmäßig in der Regel nicht begründen, auch wenn dies immer wieder – vor allem aus wirtschaftlichen Überlegungen heraus – versucht und mit (meist unzutreffenden) gesundheitspolizeilichen Erwägungen usw. begründet wird. Das Öffnen des Sarges beziehungsweise das Ausstellen der Leiche im offenen Sarg vor dem Trauerhaus, in einem Privathaus oder in der Kirche ist allerdings verboten. In besonderen Fällen können nach Anhörung eines Amtsarztes aber Ausnahmen zugelassen werden.

Für die Ausübung kirchlicher Amtshandlungen auf dem kommunalen oder kirchlichen Friedhof anlässlich der Beerdigung trägt die ausführende Pfarrerin oder der ausführende Pfarrer die Verantwortung. Die Beteiligung anderer Personen, insbesondere das Halten von Reden oder auch musikalische Darbietungen sind an die Genehmigung der verantwortlichen Pfarrerin oder des verantwortlichen Pfarrers gebunden. Im Blick auf musikalische Darbietungen empfiehlt sich die Abstimmung der Entscheidung mit den an der Amtshandlung beteiligten Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern.

Der Ort der Bestattung ist nicht freigestellt. In der Regel kommen nur der letzte oder vorletzte Wohnort (vor einem Heimaufenthalt) in Betracht. Im Einzelfall entscheidet die Friedhofsverwaltung. Die Regelung der Verhältnisse auf dem einzelnen Friedhof obliegt im Rahmen landesrechtlicher Vorgaben dem Friedhofsträger, das heißt der Kommune beziehungsweise der Kirchengemeinde. In Friedhofssatzungen werden unter anderem Bestimmungen über die Bestattungsmöglichkeiten und die verschiedenen Arten von Gräbern gegeben. Auf den meisten Friedhöfen werden Einzel- und Doppelgräber für Erd- und Urnenbestattungen, dabei oft noch Reihengräber und Wahlgräber unterschieden. Während das Nutzungsrecht an Reihengrabstätten nach einer relativ kurzen Zeit erlischt (und nur um einen sehr begrenzten Zeitraum verlängert werden kann), bieten die Regelungen für die teureren Wahlgräber eine längere Nutzungsdauer

mit erweiterten Möglichkeiten der Verlängerung an. Die Mindestruhefrist ist lokal sehr unterschiedlich. Sie hängt zusammen mit der Bodenbeschaffenheit des Friedhofes, kann aber auch abhängig sein von ordnungspolitischen Erwägungen: Im Hintergrund der Verkürzung von Ruhefristen steht nicht selten auch drohender Platzmangel auf dem Friedhof.

Nach Ablauf der Ruhefrist beziehungsweise mit dem Erlöschen der Nutzungsberechtigung an der Grabstätte wird das Grab eingeebnet beziehungsweise abgeräumt. Die in Judentum und Islam aus religiösen Gründen vorgeschriebene “ewige Grabesruhe” hat es so im Christentum nie gegeben.

Quelle: Jürgen Gaedke, Handbuch des Friedhofs- und Bestattungsrechts, 8. Aufl. 2000.

